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TOP 35:

Siebte Verordnung zur Änderung der Verpackungsverordnung

Drucksache: 244/14

I. Zum Inhalt der Verordnung

Ziel dieser Änderungsverordnung zur Verpackungsverordnung ist es, die teil-
weise bestehenden Missbrauchs- und Umgehungsmöglichkeiten im Zusammen-
hang mit der Lizenzierung von Verkaufsverpackungen zu beenden und dadurch
faire Wettbewerbsbedingungen zwischen den Wirtschaftsbeteiligten zu schaf-
fen.

Die Verpackungsverordnung regelt unter anderem die Rücknahme und Ver-
wertung von Verpackungsabfällen bei privaten Haushalten und bei den privaten
Haushalten gleichgestellten Anfallstellen. Auf Grundlage dieser Regelung ha-
ben duale Systeme eine flächendeckende haushaltsnahe Erfassung eingerichtet,
die eine anspruchsvolle Verwertung der Verpackungsabfälle im Wettbewerb
gewährleisten soll. Der Wettbewerb auf der Ebene der dualen Systeme ist je-
doch teilweise durch offenkundigen Missbrauch und Umgehung einzelner Re-
gelungen der Verpackungsverordnung verzerrt. Das offenbar zunehmende
Nutzen von Schlupflöchern im Bereich der so genannten Eigenrücknahme und
Branchenlösungen droht das Erfassungssystem insgesamt zu destabilisieren.

Daher werden Ausnahmeregelungen geändert, die bei der Entsorgung von Ver-
packungsabfällen zu Wettbewerbsverzerrungen auf der Ebene der haushalts-
nahen Erfassung geführt haben. Die Möglichkeit für Inverkehrbringer, die für
die Beteiligung an einem dualen System geleisteten Entgelte zurückzuverlan-
gen, soweit sie nachweislich die von ihnen in den Verkehr gebrachten und an
private Endverbraucher abgegebenen Verkaufsverpackungen am Ort der Ab-
gabe zurückgenommen und auf eigene Kosten einer Verwertung entsprechend
den Anforderungen der Verpackungsverordnung zugeführt haben, wird gestri-
chen. Außerdem werden die formalen Anforderungen an sogenannte Bran-
chenlösungen deutlich erhöht, um auch an dieser Stelle Missbrauch und Umge-
hungen einzudämmen.
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II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit (U) und der Wirtschaftsausschuss (Wi) empfehlen dem Bundesrat,
der Verordnung unverändert zuzustimmen.

Die Ausschüsse empfehlen dem Bundesrat ferner, eine begleitende Entschlie-
ßung zu fassen. Damit soll u.a. die Bundesregierung gebeten werden, noch in
diesem Jahr den Entwurf eines Wertstoffgesetzes zur Ablösung der Ver-
packungsverordnung vorzulegen.

In dem Entwurf eines Wertstoffgesetzes solle u.a. Folgendes geregelt werden:

- die Erweiterung der Produktverantwortung über die Verwertung von Ver-
packungen hinaus auf stoffgleiche Nichtverpackungen aus dem Bereich der
Verbunde, Kunststoffe und Metalle;

- die Organisationsverantwortung der öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger für die gemeinsame Erfassung der Verpackungen und stoffgleichen
Nichtverpackungen von privaten Endverbrauchern (nur U);

- die Verantwortung der Produktverantwortlichen für die Verwertung der er-
fassten Abfälle und die Finanzierung der Erfassung nach einem standardi-
sierten Kostenmodell (nur U);

- die Schaffung einer Zentralen Stelle mit weitreichenden Kompetenzen, um
Missbrauchsmöglichkeiten bei der Wertstoffentsorgung zu unterbinden und
die Produktverantwortung zu stärken (nur U);

- Hersteller und Vertreiber von Transport- und Umverpackungen sowie von
Verkaufsverpackungen, die nicht beim privaten Endverbraucher anfallen,
sollen die gleichen Anforderungen an die Verwertung und deren Doku-
mentation erfüllen, die für beim privaten Endverbraucher anfallenden
Verkaufsverpackungen gelten;

- unabhängig von den Festlegungen der Organisationsverantwortung sollen
mit dem neuen Wertstoffgesetz ambitionierte, selbstlernende Recyclingquo-
ten insbesondere bei Kunststoffen mit einer werkstofflichen Quote von
mindestens 50 Prozent der erfassten (nicht wie bisher der lizenzierten)
Mengen vorgeschrieben werden (nur U).

Die Empfehlungen im Einzelnen sind aus Drucksache 244/1/14 ersichtlich.


